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Mitunternehmerschaften: Nur ein einheitlicher Betrieb möglich?

Eine Mitunternehmerschaft kann nach herrschender Meinung nur einen einzigen Betrieb ha-
ben. Dieser Schluss wird primär aus § 2 Abs 4 Satz 3 EStG gezogen, wonach „als gewerbliche 
Einkünfte (Abs 3 Z 3) stets und in vollem Umfang Einkünfte aus der Tätigkeit der offenen Ge-
sellschaften, Kommanditgesellschaften und anderer Gesellschaften gelten, bei denen die Gesell-
schafter als Mitunternehmer eines Gewerbebetriebes anzusehen sind“. Unterstützend wird auch 
auf § 21 Abs 2 Z 2 Satz 2 EStG sowie auf § 22 Z 3 Satz 2 Teilstrich 1 EStG verwiesen, wonach 
Voraussetzung dafür, dass Gewinnanteile der Gesellschafter von Gesellschaften, bei denen die 
Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen sind, als Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
(Einkünfte aus selbständiger Arbeit) gelten, ist, dass „die Tätigkeit der Gesellschaft ausschließlich 
als land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit (selbständige Arbeit) anzusehen ist“.

https://doi.org/10.33196/ges202303015001

BFG 28.11.2022, RV/1100157/2021
Deskriptoren: Mitunternehmerschaft, Abfärbetheorie, 
Abfärbegrundsatz, Betrieb.
Normen: § 2 Abs 4 EStG; § 21 Abs 2 Z 2 EStG; § 22 Z 3 
EStG; § 23 Z 2 EStG; § 27 Abs 2 UmgrStG.

Kurzdarstellung des Sachverhalts

Eine Kommanditgesellschaft war in mehreren Tätigkeits-
feldern aktiv, wobei der Umfang der betrieblichen Sphäre 
und damit einhergehend die Berechtigung zum Abzug 
von Fremdfi nanzierungsaufwendungen und Kosten im 
Zusammenhang mit einem Zivilrechtsstreit als Betriebs-
ausgaben gemäß § 4 Abs 4 EStG umstritten waren.

Aus den Entscheidungsgründen

„Gemäß § 2 Abs. 4 dritter Satz EStG 1988 gelten als ge-
werbliche Einkünfte (Abs. 3 Z 3) stets und in vollem Um-
fang Einkünfte aus der Tätigkeit der offenen Gesellschaf-
ten, Kommanditgesellschaften und anderer Gesell -
schaften, bei denen die Gesellschafter als Mitunterneh-
mer eines Gewerbebetriebes anzusehen sind.
Gemäß § 21 Abs. 2 Z 2 EStG 1988 gehören zu den Ein-
künften aus Land- und Fortwirtschaft auch Gewinnan-
teile der Gesellschafter von Gesellschaften, bei denen die 
Gesellschafter als Mitunternehmer anzusehen sind, sowie 
die Vergütungen, die die Gesellschafter von der Gesell-
schaft für ihre Tätigkeit im Dienste der Gesellschaft oder 
für die Hingabe von Darlehen oder für die Überlassung 
von Wirtschaftsgütern bezogen haben. Voraussetzung ist 
jedoch, dass die Tätigkeit der Gesellschaft ausschließlich 
als land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit anzusehen ist.
Gemäß § 22 Z 3 EStG 1988 sind Einkünfte aus selbstän-
diger Arbeit Gewinnanteile der Gesellschafter von Gesell-

schaften, bei denen die Gesellschafter als Mitunterneh-
mer anzusehen sind, sowie die Vergütungen, die die 
Gesellschafter von der Gesellschaft für ihre Tätigkeit im 
Dienste der Gesellschaft oder für die Hingabe von Dar-
lehen oder für die Überlassung von Wirtschaftsgütern be-
zogen haben. Voraussetzung ist jedoch, dass die Tätigkeit 
der Gesellschaft ausschließlich als selbständige Arbeit an-
zusehen ist und jeder einzelne Gesellschafter im Rahmen 
der Gesellschaft selbständig im Sinne der Z 1 oder 2 tätig 
wird. Dies ist aber nicht erforderlich, wenn berufsrecht-
liche Vorschriften Gesellschaften mit berufsfremden Per-
sonen ausdrücklich zulassen.
Gemäß § 23 Z 1 EStG 1988 sind Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb Einkünfte aus einer selbständigen, nachhaltigen 
Betätigung, die mit Gewinnabsicht unternommen wird 
und sich als Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen 
Verkehr darstellt, wenn die Betätigung weder als Aus-
übung der Land- und Forstwirtschaft noch als selbstän-
dige Arbeit anzusehen ist.
Gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 EStG 1988 sind Einkünfte aus 
der Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem 
Vermögen und von Rechten, die den Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts über Grundstücke unterliegen, so-
weit sie nicht zu den Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 3 
Z 1 bis 5 gehören, Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung.
Betätigungen können unter mehrere Einkunftsarten fal-
len. Da hinsichtlich des Umfangs der Einkünfte und deren 
Ermittlung große Unterschiede bestehen, ist die Rangfol-
ge der Einkünfte für die richtige Zuordnung der Ein-
kunftsquelle von wesentlicher Bedeutung (siehe dazu z.B. 
Jakom/Ehgartner EStG, 2022, § 2 Rz 104).
Aus § 28 Abs. 1 Z 1 EStG 1988 ergibt sich, dass betrieb-
liche Einkünfte Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung stets vorgehen.
Bei einer Personengesellschaft wie der Kommanditgesell-
schaft – um eine solche handelt es sich bei der Bf. – führt 
bereits die geringste gewerbliche Tätigkeit zu gewerbli-
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chen Einkünften kraft Rechtsform (siehe dazu bei Jakom/
Ehgartner EStG, 2022, § 2 Rz 109). Sofern also die Kom-
manditgesellschaft auch eine gewerbliche Tätigkeit aus-
übt, ist ihre gesamte Tätigkeit als gewerblich zu beurtei-
len (VwGH 12.6.1991, 89/13/0180; VwGH 13.9.1988, 
88/14/0072, betreffend OHG mit Landwirtschaft und ge-
werblichem Holzhandel, siehe diesbezüglich auch EStR 
5832f; Bergmann ÖStZ 08/700, 360).
Aus den obigen Ausführungen ergibt sich, dass für die 
Streitjahre 2013 bis 2018, in denen die Bf. auch einen 
Wein- und Warenhandel betrieb, sämtliche von ihr erziel-
ten Einkünfte als solche aus Gewerbebetrieb zu qualifi -
zieren sind.
[...]
Wie obig bereits dargelegt wurde, handelt es sich bei der 
Bf. um eine Mitunternehmerschaft. Eine solche kann 
nach herrschender Meinung nur einen einzigen Betrieb 
haben (siehe dazu z.B. Jakom/Peyerl EStG, 2021, § 23 
Rz 126, unter Verweis auf UFS 5.10.2010, RV/0290-
W/06; Urnik/Payerer in Bertl/Djanani/Eberhartinger/
Hirschler/Kanduth-Kristen/Kofl er/Tumpel/Urnik/Rohn 
(Hrsg), Handbuch der österreichischen Steuerlehre 
Band I, Teil 1: Theorie und Methoden, Steuerarten und 
Abgabenverfahren4 (2015) Personenmehrheiten, S. 76; 
dazu kritisch z.B. Bergmann, Abfärbetheorie: Personen-
gesellschaften mit mehreren Betrieben derselben Ein-
kunftsart möglich? ÖStZ 2008/700, 360 f, mwH). Dieser 
Schluss wird primär aus § 2 Abs. 4 dritter Satz EStG 1988 
gezogen, wonach ‚als gewerbliche Einkünfte (Abs. 3 Z 3) 
stets und in vollem Umfang Einkünfte aus der Tätigkeit 
der offenen Gesellschaften, Kommanditgesellschaften 
und anderer Gesellschaften gelten, bei denen die Gesell-
schafter als Mitunternehmer eines Gewerbebetriebes an-
zusehen sind‘ (siehe dazu auch EStR 5832). Unterstüt-
zend wird auch auf § 21 Abs. 2 Z 2 zweiter Satz 
EStG 1988 sowie auf § 22 Z 3 zweiter Satz erster Teil-
strich EStG 1988 verwiesen, wonach Voraussetzung da-
für, dass Gewinnanteile der Gesellschafter von Gesell-
schaften, bei denen die Gesellschafter als Mitunternehmer 
anzusehen sind, als Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft (Einkünfte aus selbständiger Arbeit) gelten, ist, 
dass ‚die Tätigkeit der Gesellschaft ausschließlich als 

land- und forstwirtschaftliche Tätigkeit (selbständige 
Arbeit) anzusehen ist.‘
In diesem Sinne hat auch das BMF in einer Anfragebeant-
wortung unter Verweis auf die ‚Abfärbetheorie‘ des § 2 
Abs. 4 EStG 1988 die Rechtsauffassung vertreten, dass 
verschiedene voneinander abgrenzbare Tätigkeiten, die 
bei einer natürlichen Person steuerlich jeweils getrennt zu 
beurteilen wären, bei einer Mitunternehmerschaft als 
eine einheitliche gewerbliche Betätigung anzusehen seien, 
sofern auch nur eine dieser Tätigkeiten gewerblich sei. 
Das BMF ist deshalb zum Schluss gekommen, dass bei 
langfristiger Verpachtung eines dem Grunde nach eigen-
ständigen Gewerbebetriebes keine Betriebsaufgabe vor-
liege. Vielmehr wachse diese – nunmehr dem Grunde 
nach außerbetriebliche Tätigkeit – in derselben juristi-
schen Sekunde dem anderen Betrieb zu und stelle wieder 
eine gewerbliche Tätigkeit dar (siehe dazu Pülzl, Aktuel-
le abgabenrechtliche Anfragebeantwortungen aus den 
Ministerien (BMF und BMJ), AFS 2016, 122).
Das BFG teilt die Auffassung, dass auf Grund von § 2 
Abs. 4 EStG 1988 fi ktiv davon auszugehen ist, dass eine 
Mitunternehmerschaft nur einen einzigen Betrieb hat. 
Das Gericht kommt deshalb zum Ergebnis, dass erst bei 
Ausscheiden aller betriebswesentlichen Wirtschaftsgüter 
eine Betriebsaufgabe vorliegt. Da im Beschwerdefall die 
beschwerdeführende Mitunternehmerschaft (Bf.) in den 
Streitjahren trotz Veräußerung des ***67*** weiterhin 
gewerblich tätig war (siehe dazu oben), sind sämtliche 
Fremdfi nanzierungsaufwendungen (Darlehenszinsen so-
wie Fremdwährungskursverluste) und Zivilrechtsstreit-
kosten – nicht nur diejenigen, die aus dem Erwerb der 
Liegenschaft ‚***1***‘ resultieren – als Betriebsausga-
ben gemäß § 4 Abs. 4 EStG 1988 anzuerkennen.
[...]
Bei der Beurteilung der Frage, ob § 2 Abs. 4 dritter Satz 
EStG 1988 (iVm §§ 21 Abs. 2 Z 2 zweiter Satz und 22 Z 3 
zweiter Satz erster Teilstrich EStG 1988) über die einheitli-
che Einkunftsart hinaus auch zwingende Basis für die Fik-
tion eines einheitlichen Betriebes ist, fehlt eine höchstge-
richtliche Rechtsprechung, sodass eine, einer (ordentlichen) 
Revision zugängliche Rechtsfrage von grundsätzlicher Be-
deutung im Sinne des Artikel 133 Abs. 4 B-VG vorliegt“.
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Anmerkungen
Von Sebastian Bergmann

Die Frage, ob betriebliche Mitunternehmer-
schaften gleichzeitig über mehrere Betriebe 
verfügen können, ist seit längerem umstritten. 
Das BFG hat dies nunmehr verneint hat, doch 
kann die Entscheidung nicht überzeugen.
Ungeachtet des Umstandes, dass bei Personen-
gesellschaften aufgrund der Bestimmungen der 
§§ 2 Abs 4 Satz 3, 21 Abs 2 Z 2 Satz 2 und 22 
Z 3 Satz 2 Teilstrich 1 EStG nur die Erzielung 
von Einkünften aus einer einzigen betriebli-
chen Einkunftsart möglich ist, dürften sie 
gleichzeitig sehr wohl über mehrere eigenstän-
dige Betriebe derselben betrieblichen Ein-
kunftsart verfügen können.1 Eine Begrenzung 
auf nur einen Betrieb ist weder der Bestim-
mung des § 2 Abs 4 Satz 3 EStG noch den Be-
stimmungen der §§ 21 Abs 2 Z 2 Satz 2 und 
22 Z 3 Satz 2 EStG zu entnehmen. Die Mög-
lichkeit mehrerer Betriebe kann auch aus der 
Bestimmung des § 27 Abs 2 UmgrStG abgelei-
tet werden, wonach zum begünstigten Vermö-
gen bei Realteilungen (Art V UmgrStG) „Be-

triebe, Teilbetriebe und Mitunternehmeranteile“ 
zählen. Könnte eine Mitunternehmerschaft 
nämlich vor vornherein nur über einen einzi-
gen (allumfassenden) Betrieb verfügen, dann 
ergäbe die gesetzliche Anordnung, dass auch 
„Betriebe“ einer Mitunternehmerschaft zum 
Kreis des begünstigten Vermögens zählen, 
schlichtweg keinen Sinn, zumal zur Anwendung 
von Art V UmgrStG jedem ausscheidenden Ge-
sellschafter eine begünstigte Vermögenseinheit 
übertragen werden muss bzw im Falle von Ab-
teilungen auch der fortbestehenden Personen-
gesellschaft eine begünstigte Vermögenseinheit 
zu verbleiben hat,2 was aber bei Annahme eines 
zwingend allumfassenden Betriebs und Abfi n-
dung eines realteilungsbedingt ausscheidenden 
Gesellschafters mit eben diesen allumfassenden 
Betrieb gar nicht möglich wäre.3

Gegen die gegenständliche Entscheidung wur-
de eine Amtsrevision eingebracht. Der Aus-
gang des Revisionsverfahrens bleibt mit Span-
nung abzuwarten.

 1 Vgl Bergmann, Abfärbetheorie: Personengesellschaften mit meh-
reren Betrieben derselben Einkunftsart möglich? ÖStZ 2008, 
360 (361); derselbe, Personengesellschaften im Ertragsteuerrecht 
(2009) 97 f; derselbe in Bergmann/Ratka, Handbuch Personen-
gesellschaften2 (2016) Rz 13/73 ff; weiters auch Peyerl in Jakom 
EStG16 (2022) § 23 Rz 126, der diese Auffassung als „überzeu-
gend“ betrachtet bzw Doralt/Kauba in Doralt/Kirchmayr/Mayr/
Zorn, EStG21 (2020) § 23 Rz 205, wonach die Einschränkung von 

Mitunternehmerschaften auf nur einen einheitlichen Betrieb „nicht 
gerechtfertigt“ sei.  

 2 Vgl UmgrStR Rz 1517; Bergmann in Kofl er, UmgrStG11 § 27 Rz 30 
mwN. 

 3 Vgl Bergmann, Fiktion eines einheitlichen Betriebs bei Mitunter-
nehmerschaften? SWK 2023, 630 (630 ff); derselbe in Kofl er, 
UmgrStG11 § 27 Rz 33. 


